
ie Alten kannten keine Conftitntivn,  und es war ihre
Regieruugsfvrm entweder eine streng monarchische oder eine — als
Republik, — meistens aristokratisch  vrganistrte Stadt herrschte
über die benachbarten Distrikte oder auch über größere Landstrecken.

Die Mehrheit des Volkes waren Sklaven , eine Einrichtung , die
aber eigentlich dem neueren constitutionellen Princip ganz widersprach.

Erst die Wanderung der germanischen Volker im fünften und
sechsten Jahrhunderte führte einen Schatten des constitutionellen Sy¬
stems herbei , nachdem die dem obersten Feldherrn , eigentlich König
oder Herzog beigegebenen Unterbefehlshaber im Kriegsrathe eine
Stimme über vvrzunehmende Unternehmungen hatten , und , durch
die Besitznahme von eroberten Ländereien zu Baronen geworden,
das gewohnte Vorrecht , ihre Stimme abzugeben , auch noch im Frie¬
denszustande ausübten.

Zu ihnen kam , als jene Völker das Christenthum annahmen,
noch die Geistlichkeit , die sich bald in solchen ständischen Versamm¬
lungen Sitz und Stimme zu verschaffen wußte , und die in diese eigent¬
lich Geist und Form brachte . Sv entstanden nach und nach die
Laudstände der verschiedenen Staaten , die Cortes in Castilien und
Aragon , das Vasatlensystem in Neapel , der deutsche Neichskörper in
den verschiedenen Unterabtheilungen , der polnische und schwedische
Reichstag , die Ntats Könöraux in Frankreich , das Parlament in
England u . s. w.

Als sich vom eilften bis zum dreizehnten Jahrhunderte die
Städte hoben , bildeten diese den dritten Staud , und traten , diesen
repräsentireud , in die Stände ein . Einen vierten Stand gab es
nicht , da der Bauernstand größtentheils Leibeigen war , oder hörig
von dem Adel vertreten wurde . Im sechzehnten Jahrhunderte , wo
sich die Monarchen mehr hoben , begannen die Stände in ihrer Be¬
deutendheit zn verlieren.
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Kaiser Karl  V . hob die Cortes in Spanien fast ganz auf , und
in Frankreich wurden die Stände in diesem und in dem folgenden
Jahrhunderte bedeutend beschränkt , und auch an anderen Orten erlit¬
ten sie beträchtliche Schmälerungen . Nur iu England fand ein ande¬
res Verhältnis ; Statt.

Hier war schon im Jahre 1185 , oder eigentlich im Jahre 1224-
dem Könige die Ns ^ na 6Iiarta abgenvthigt worden , und diese bildete
die Grundlage der englischen Freiheiten.

Ein Parlament bestand neben dem König , und bildete sich ge¬
rade zu einer Zeit , — nämlich im siebenzehnten Jahrhunderte , wo die
Stände - Versammlungen im übrigen Europa immer mehr erstarrten,
und entweder gänzlich eingingen oder immer unbedeutender wurden , —
immer mehr aus , so daß cs seit Anfang des achtzehnten Jahrhun¬
derts als eine , die Einheit des einzelnen Bürgers verbürgende , je¬
doch noch durch vielfache alte Formen entstellte und an Vielem lei¬
dende Verfassung dasteht ; — indessen hat aber noch immer diese
Verfassung wenigstens theilweise der später entstandenen Constitution
zum Vvrbitde gedient *) .

Die Emancipation  der nvrdamerikanisch - britischen Colv-
nien in dem letzten Viertel des achtzehnten Jahrhunderts entriß die¬
selben nach einem langen Kampfe der britischen Herrschaft , und diese
gaben sich nun eine ausgezeichnete Constitution , nachdem sie die
Fehler der englischen Constitution zu vermeiden suchten , und nur
das Gute von derselben behielten.

Mit französischen Offizieren , die bei den , den Amerikanern gesen¬
deten Hilfskvrps angestellt waren , wurden die cvnstitutionellen Ideen
nach Frankreich gebracht , wo sie durch Unzufriedenheit des französi¬
schen Volkes größtentheils durch schlechte Stenerverwaltung veran¬
laßt , fruchtbaren Boden fanden , und sie waren auch nebst vielen
andern Zeitumständen die eigentliche Mitveranlassung zur französischen
Revolution.

Die U1 als Aönürnux  wurden zusammen berufen , und eines
ihrer ersten Werke war jetzt die Constitution vom Jahre 179 ! , welche

*) Dieses geschah unter sehr gewaltigen konvulsivischen Kämpfen , die
Karl  dem i . den Thron und das Leben, und Jakob  dem II . die
Krone kosteten.
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zum Königsmvrd Ludwig  des XVI . und zu einem Wechsel von
fünf kurz vorübergehenden Constitutionen führte.

Diese Revolution endete endlich mit der unbeschränkten Monar¬
chie Napoleons/  welche durch scheinbar constitntivnelle Formen be¬
schönigt werden sollte . Diese französische Revolution hemmte übri¬
gens auch den Gang des cvnftitutivnellen Wesens im übrigen Europa,
und man war durch dieselbe scheu gemacht worden , und fürchtete in
die gährende Masse zu stören.

Napoleons  Siege feit dem Jahre 1805 wirkten dem constitn-
tionellen Systeme indessen noch mehr entgegen , denn er erklärte die
Fürsten und Könige der sich mit ihm verbündenden Staaten für völlig
souveraiir , und vernichtete dadurch auch die alten Landstände , die noch
hie und da bestanden hatten.

Jedoch nach dem Sturze Napoleons  erhoben sich die konstitu¬
tionellen Ideen wieder aufs Neue , und verbreiteten sich allmälig bis
in die gegenwärtige Zeit durch alle europäischen Staaten.

Durch diese immer dringender gewordenen Zeitereignisse fand sich
nun auch Ce . Majestät , Kaiser Ferdinand  I . von Oesterreich be¬
wogen , zu Folge eines Patents vom 15 . März 1848 die P r e ß s r e i-
h e i t *) , die E r r i ch tnng  e i n e r 9ta  t i v na  l g a r d e * *) und
eine Constitution " *) ans eigener Machtvollkommenheit zu be¬
willigen.

Il Durch die Preßfreiheit ist das freie Wort bewilligt , ohne erst zu fra¬
gen , ob cs gesprochen und gedruckt werden darf.

-" ) Diese wird aus Männern bestehen , die ei» Besitzthum haben , nnd
durch Kenntnisse lind Verstand sich auszcichnen . Sie werden das
Cigcnthum bewachen , so wie Rnhe und Ordnung erhalten ; und die¬
nen als Garantie für die Aufrechthaltung der Constitution.

E ) Constitution ist diejenige gesetzliche Staatsverfassuug , durch welche
das Verhältnis des Regenten zu dem Negierten , und umgekehrt des
Volkes zum Monarchen dergestalt festgesetzt wird , daß die Macht des
Staatsoberhauptes eingeschränkt, und es ihm unmöglich gemacht wird,
unbeschränkte Befehle zu erlassen und nach Willkür diese Befehle zum
Gesetz des Landes zu machen. In dieser Beziehung bildet daher der
Monarch nicht mehr die einzige Macht im Staate , sondern theilt diese
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Damit nun aber diese Verfassung dem jetzigen Standpunkte den

Völkern Oesterreichs vollkommen entspreche , so ist es auch unumgäng¬

lich nvthwendig , daß sie die nachfolgenden kurzgefaßten Begriffe er¬
kennen und bestmöglichst festznstellen trachten.

Kein Mensch hat eine unbedingte höhere Gewalt über den andern,
und wenn eine solche besteht , so muß sie einer höher » Regel , nämlich
dem Gesetze unterworfen seyn.

Alle Staatsbürger müssen vor dem Gesetze völlig gleich gestellt

seyn , und weder Titel noch Reichthum dürfen einen größer » Schutz
des Gesetzes fvrderu , als allen übrigen Klassen der bürgerlichen Ge¬
sellschaft zugestanden ist.

N Das Volk ist nicht des Regenten wegen , sondern der Regent
des Volkes wegen da , und zwischen beiden bestehen Gesetze , die auch
von beiden heilig gehalten werden müssen.

Zerreißt das Volk die Bande , die es an seine Constitution , so
wie an seinen Monarchen knüpft , so fällt es in einen Chaos von
Anarchie oder Herrenlosigkeit . Erfüllt andererseits der Monarch die
von ihm gewährleisteten Versprechungen nicht , so wandelt er zurück
auf die Bahn des Absulotismus oder der Unbeschränktheit . Fest¬
halten an eine liberale Constitution und beständiges friedliches Fvrt-
schreiten wird daher der einzige Weg seyn , sich von beiden Extremen,
dem Absulotismus , so wie der Anarchie zu sichern , und nur auf diese
Weise wird daun das Wohl der Völker begründet bleiben.

Bei cvnstitutivnelleu monarchischen Staatsverfassungen , welche

für Staaten größer » Umfanges die passendsten scheinen , muß der
Monarch als das Haupt des Staates unverletzlich seyn , da ihm zur
Seite die Minister stehen , welche den Volksvertretern für ihre Hand¬

lungen verantwortlich bleiben . Sie können sich nicht mit einem absoluten
Befehl des Monarchen entschuldigen und dürfen nichts , was verfas¬
sungswidrig erscheint gut heißen , nachdem in diesem Falle jedem frei

mit seinem Volke , welches durch seine aus allen Klaffen , aber haupt¬
sächlich aus dem Bürgerstande zu erwählenden Abgeordneten vertreten
ist , und als unabhängiger ' unantastbarer Körper bleibend dasteht.
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steht seine Entlassung zn nehmen , bevor er etwas unterschreibt , was
gegen die Verfassung ist . Ohne diese Unterzeichnung ist daher auch
eine Acte , wenn sie selbst von dem Monarchen unterfertigt ist , als
ungültig zu betrachten.

Die Vertreter oder Repräsentanten des Volkes wachen über die
Amtsführung der Staatsdiener und haben überhaupt einen , in der
Constitution festzusetzenden Antheil an der Ausübung der obersten
Staatsgewalt . Sie dürfen nicht aus dem Beamtenstande gewählt wer¬
den , sondern bilden eine , von dem Willen des Monarchen ganz unab¬
hängige Macht.

Die Art der Wahl dieser Volksvertreter ist bisher unter den
Staatslehrern immer ein sehr streitiger Punkt gewesen ; am richtig¬
sten aber gründet sie sich auf eine gut vrganisirte Gemeinde - Verfas¬
sung und auf die Bedeutendheit des Grundbesitzes , so wie ans den Be¬
trag der an den Staat zu bezahlenden direkten Steuern jedes Ein¬
zelnen.

Als Organ des Volkes betrachtet , treten diese Repräsentanten
in Einer oder zwei Kammern zusammen . Im letzten Falle wird die
erste Kammer ans dem Adel und der hohen Geistlichkeit , die zweite
aus dem Volke gebildet . Uebrigens wird das Einkammersystem
durchaus nur in kleinen Staaten befolgt.

Den Wirkungskreis der beiden Kammern , welche das Parla¬
ment oder die zweite Macht im Staate bilden , muß die Constitution
selbst anwetzen , und besteht darin , Steuern zu bewilligen oder ab¬
zuschlagen , Gesetze die ihnen vvrgelegt werden , zu bestätigen , zu
verwerfen oder schon bestehende abzuändern , dann Vorschläge zum
Besten des Staates zu machen . Uebrigens ist es diesen Volksvertre¬
tern auch eine unerläßliche Pflicht , das sammtliche Regiernngssystem
zu überwachen und den jährlichen Finanz - Abschluß , der ihnen von
den Ministern vvrgelegt werden muß , zu prüfen und zu veröffentli¬
chen , denn nur durch die Oeffentlichkeit der Staatsverwaltung wird
dem Unterthan erfolgreiche Theilnahme für den Staat eingestvßt.

Meistens steht auch dem cvnstitutionellen Monarchen das Veto
zu , das heißt , ein Recht , wodurch er den Gesetzen und Steuern,
welche die Abgeordneten angenommen und gebilligt haben , seine Zu¬
stimmung verjagen kann ; doch im Allgemeinen erwartet man von dem
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Monarchen , daß er von diesem Rechte nnr höchst selten Gebrauch
machen wird.

Die gesetzgebende , regierende und richterliche Gewalt müssen ab¬

gesondert seyn , sich gegenseitig ergänzen — beschränken und in dem
Oberhaupte vereinigen , von dem aber die Letzte , nämlich die richterli¬
che Gewalt , ausgeschlossen bleibt.

Vor dem Gesetze sind alle Staatsbürger gleich, d. h., als Träger

gleicher Lasten hat auch jeder gleiche Ansprüche auf Stellen im Staate,
zu denen jedoch nur Talente und Verdienst den Weg bahnen dürfen.
Die alte , aus den Feudalzeitcn herrührende Gewohnheit , nach wel¬

cher nur hohe Adelige oder durch sie Begünstigte , oft ganz talent¬
lose Individuen , und überhaupt auch solche , die mit der Familie
des Monarchen in persönliche Berührung kommen und daher nicht

selten zu den einträglichsten und wichtigsten Stellen befördert werden,
ist als ein rein aristokratisches System zu betrachten , das im grell¬
sten Widerspruche mit der Constitution steht.

Die Freiheit der Person und des Eigenthums muß gesichert
seyn , und auch dem willkürlichen Schalten kein Hinderniß in den
Weg gelegt werden , sobald dadurch ein Dritter in seinem Rechte
nicht beschadet wird.

Jeder kann denken , glauben , sprechen , schreiben,
was er will,  so weit dieses ohne persönliche Beleidigung eines Drit¬
ten möglich ist , und auch dadurch dem Gesetze nicht entgegen gehan¬
delt wird . Uebrigens sind Repressiv -Gesetze , oder hemmende Maßre¬
geln nicht immer der beste Weg , die Preße im gesetzlichen Schran¬
ken zu halten , und nur die Geschworenen allein haben zu entschei¬
den , ob eine Preßfrechheit begangen worden sey.

Um die Ausübung der richterlichen Gewalt unabhängig von der
Willkür des Monarchen zu machen , gibt es vielfach in constitutionel-
len Staaten eine eigene gesetzgebende Behörde.

Eine eigenthümliche constitutionelle Einrichtung dieser Art ist in

England die Jury oder das Geschworenengericht , welches aus braven
beeidigten Männern des Mittelstandes  besteht , die über Zu-
vder Absprechung einer Strafthat zu stimmen haben.
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Früher hatten die alten Deutschen auch ähnliche Gerichte , die
aber in der Folge mit der Einführung des römischen Rechts wieder
verschwanden.

In England bestanden sie schvn unter den eingewanderten An¬
gelsachsen und kamen von da nach Frankreich.

Zur Zeit der Entstehung der Freiheits - Urkunde ( eliarta maKna)
begannen diese Gerichte sich in Anklage und Urtheilsjury zu theilen,
wvvvn die ersten die Könige , die zweiten die nrtheilenden freien Bür¬
ger bildeten.

In England , dem eigentlichen Vatertande der Jury , hat sich
dieselbe eher in Civil - als in Criminalprvzeßen , und eher als An¬
klage , denn als Urtheilsjnry gezeigt . Als Anklagejury ging sie aus
dem Grundsätze der Gesammtbürgerschaft hervvr , wornach die Ge¬
meinde Verbrechen , die in ihrem Bezirke verfielen , nicht verheimli¬
chen durfte , ja vielmehr die Verbrechen anzeigen mußte . Dieses Amt
wurde sehr bald einer Anzahl ehrenwerther Männer ans der Ge¬
meinde übertragen , welche von den hernmreisenden Richtern in
den dazu bestimmten großen Grafschaftsversammlnngen befragt
wurden . In Civ istachen bildete sie sich durch die übliche Herbeizie¬
hung gewisser Männer ans der Gemeinde als Zeugen für rechtliche
Geschäfte oder factische Verhältnisse , auf deren Anspruch die Richter
in der Versammlung das Urtheil bauten . Diese Einrichtung wurde
dann später auch auf Criminal - Angelegenheiten übertragen.

Die Jury ist in England eine doppelte , nämlich : die große und
die kleine . Die ersterc hat , soweit nicht die Form der Information
Platz ergreift , d. h. im Allgemeinen , in allen wichtigem Fällen , am
Schlüsse der Voruntersuchung zu erklären , ob sie die Anklage zu¬
lässig finde . Sie wird von drei und zwanzig Personen gebildet , von
denen jedoch nur zwölf zur Begründung der weitern Untersuchung
vor dem kleinen Jury zu übereinstimmen brauchen . Die kleine oder
Urtheilsjnry des englischen Prozeßes , aus zwölf Personen bestehend,
gibt dann ihren Spruch in der Regel mit den Worten : schuldig
oder nicht schuldig  ab . Neben diesem sogenannten allgemeinen
Geschwvrenenspruch kann auch ein spezieller Ausspruch Statt finden,
wobei die Geschworenen einen nur auf besondere Thatsachen der An-
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klage bezüglichen Ausspruch thun , uachdem sie die Entscheidung des
Rechtspunktes als Vorfrage dem Richter überlassen und daher nur
bedingt entscheiden.

Für die Urtheile der Geschworenen - Gerichte wird in England
Stimmen e in heit  gefordert , welche , wenn sie in der Praxis

streng durchgeführt würde , die ganze Rechtspflege unmöglich machen
könnte ; denn wie selten würden die Fälle seyn , in welchen sich un¬

ter zwölf Männern nicht Einer  befinden möchte , der einer andern
Meinung ist. Wenn also sich kein Zwiespalt bei dem Geschwvrenen-
Gerichte ergibt , so entsteht nicht der Sieg der Mehrzahl über die
Minorität , sondern ein wahres Gvttesurtheil des Zufalls , nachdem
die Geschworenen so lauge ohne Feuer , Licht und Nahrung und ohne
Verkehr mit Andern zusammen bleiben sollen , bis Hunger und Durst,
bis Kälte und Langeweile sie einstimmig gemacht haben . Aus diesem
Grunde hat man in Schottland schon frühe diese Einstimmigkeit

fallen lassen , und es besteht hier die Jury aus fünfzehn Personen , und
kann mit einer einfachen Mehrheit  verurtheilen.

Bei jedem einzelnen Falle , der zur Untersuchung kommt , wer¬
den die Geschworenen durch das Loos gewählt ; sechs kann der
Staatsanwalt , und eben so viele der Angeklagte oder dessen Verthei-

diger ohne Angabe von Gründen verwerfen . Sind auf diese Weise
zwölf Geschworene erwählt , so leisten sie öffentlich den Eid . Wäh¬
rend der Verhandlung sitzen sie dem Angeklagten , der von dem An¬

kläger durch Zeugen oder begründende Nebcnumstände überwiesen wer¬
den muß , gegenüber , und sie haben das Recht , nach Belieben Fragen
an dem Ankläger und an die Zeugen oder selbst an die Anwälte zu

richten . Ihre Berathung im verschlossenen Zimmer , wenn sie die¬
ses für nöthig finden sollten , darf durch nichts gestört werden . Der
zu -, cst Gewählte unter ihnen , sammelt die Stimmen und macht dann
den von ihnen gefällten Spruch bekannt , womit ihre Wirksamkeit be¬
endet ist.

Im Falle , als der Angeklagte für schuldig befunden wird , steht
es dem präsidirenden Richter zu, das Gesetz jedem individuellen Falle

bestmöglichst anzupassen und dann öffentlich den Urthcilsspruch zu fällen.
Uebrigens ist noch zu bemerken , daß das Nichteramt von der Willkür
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des Monarchen dadurch unabhängig gestellt werden muß , daß der
einmal erwählte Richter , insvferne er keine nnrechtliche Handlung be¬
gangen hat , seines Amtes nicht wieder entlassen werden kann ; denn nur
dann wird er seine hohe Pflicht desto unerschrockener und nach Recht
und mit Gewissen ansznnben in Stand gesetzt seyn.
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